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«Es sind hier Welten 
aufeinandergeprallt, die 

sich vorher offenbar nicht 
so gekannt haben.»

Bundeskanzler Walter Thurnherr am 
8. Juni 2021 im Ständerat

Wissenschaft und 
Politik in der Pandemie



Wie ist das möglich? 

Worauf bezieht sich 
«vorher»?



Das alte Spannungsfeld von 
Wissenschaft und Politik: 
Die Macht des Wissens und 
das Wissen der Macht



Die Schweiz: 
Keine Bundesuniversität, 
sondern ein Polytechnikum!



Poly-Ingenieurschule 1862 vor 
einem Gemälde des Wipkinger 
Eisenbahnviadukts



In der Schweiz nicht möglich:

Ernst Robert Curtius
(1886-1956)

Professor für Romanistik in 
Heidelberg,

lehnte den Ruf an eine technische 
Hochschule mit der Bemerkung ab, 
dann könne es ja dahin kommen, 
"daß der ordentliche Professor für 
Heizung und Lüftung mich mit Herr 
Kollege anredet".



Man kennt sich: 
Wissenschaft 
und Politik in 
der Schweiz der 
Nachkriegszeit

«Professor Alexander von Muralt 
erklärt im Juni 1946 auf der 
Terrasse des Observatoriums den 
Bundesräten Max Petitpierre (ganz 
links) und Karl Kobelt (Mitte) die 
Forschungsstation.» (Urs Hafner, 
NZZ, 28.11.2022)



Nach 1989:
Politik und Wissenschaft driften auseinander

Globalizing Science and Provincializing Berne



Entfremdung in der Pandemie



Ähnlichkeiten und Unterschiede 
zwischen demokratischer Politik und 

wissenschaftlicher Forschung



Ähnlichkeiten

• Regelbasierter Prozess: Ergebnisse werden nur akzeptiert, wenn sie 
nach festgelegten Verfahren zustande gekommen sind. 

• Bekenntnis zur offenen Debatte: friedlicher Streit nach klaren Regeln
wird als Voraussetzung für gute Entscheidungen angesehen.

• Ideal der kollektiven Intelligenz und der geteilten Macht: Misstrauen
gegenüber der Konzentration von Macht in einer einzigen Institution 
oder Person. 
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Unterschiede

Wissenschaftliche Forschung

• Hauptziel: Erkenntnisfortschritt 
durch Wissenswettbewerb

• Dominanz von "Ist-Fragen"

• Wissens- und Prioritätskonflikte

• Vorherrschende Formen der 
Konfliktlösung: Bestätigung oder 
Widerlegung

Demokratische Politik

• Hauptziel: Machtausübung durch 
Mehrheiten

• Dominanz von "Soll-Fragen"

• Interessens- und Wertekonflikte

• Vorherrschende Formen der 
Konfliktlösung: Kompromiss 
und/oder Abstimmung



Eine wechselseitige Abhängigkeit unter Ungleichen

Im Verhältnis von Wissenschaft und Politik sind 
Erwartungen nie kongruent, Spannungen die Regel 

und Reibungen notwendig.

Gleichzeitig funktionieren beide Bereiche nur, 
wenn auf beiden Seiten Wertschätzung und 

Vertrauen bestehen.



Zwischenfazit I

Wissenschaftliches Wissen in der Politik ist immer 
ein Mittel zum Zweck, nie der Zweck selbst. 

Wissen allein bringt Politiker nicht zum Handeln.



Zwischenfazit II

Die Entscheidungsfindung in Demokratien beruht auf zwei 
Grundprinzipien: Der Wettbewerb der Ideen in der 

öffentlichen Diskussion sollte so frei wie möglich sein 
(deliberatives Demokratiemodell) und die Möglichkeiten der 

Beteiligung sollten so gleichmäßig wie möglich sein 
(partizipatives Demokratiemodell). 



Zwischenfazit III

Wissenschaftliche Politikberatung kann sowohl ein fördernder 
als auch ein behindernder Faktor für demokratische Debatten 

sein. Ihre demokratische Legitimität ist daher stets von 
Neuem zu begründen.
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Wissenschaftliche Politikberatung in der Schweiz:

A crowded field!

Ausserparlamentarische
Kommissionen

Interne Expertise

Öffentliche und private 
Forschungseinrichtungen

Referenzinstitute
Evaluationsorgane

Ad-hoc Experten-
kommissionen

Bundesrat
Parlament
Verwaltung

Institutioneller Kontext: 
• Halb-direkte Demokratie
• Föderalismus
• Konkordanz und Konsens

Expertenbehörden 
mit beschränkten 

Vollmachten
(SNB, Finma u.a.)



Finanzkrise und UBS 
Rettung 2008
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Der 
Bundesrat 
im Koma



> Technokratische Expertise mit grosser Geheimhaltung: FINKRIST 
aus Führungsfiguren der SNB, EFV und EBK (seit 2002!)

> Bundesrat wird vor vollendete Tatsachen gestellt, demokratische 
Prozesse werden zur Kriseneindämmung gezielt ausgehebelt.

> UBS-Rettung wird als einmaliges Problem verstanden, das durch 
vorbeugende und begleitende Massnahmen künftig verhindert 
werden könne.
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Wissenschaftliche Expertise in der Finanzkrise



Der Fall der Credit 
Suisse stellt die 
technokratische 

Krisenbewältigung 
in Bankenkrisen 
fundamental in 

Frage.



Die Coronakrise 
2020-2022

27



> Seltenes Ereignis, wenig wissenschaftliches Handlungswissen, fehlende 
politische Pandemieerfahrung: vorbereitende Massnahmen sind nicht 
ausreichend, mit Science Task Force wird ein Ad-hoc-Beratungsgremium mit 
wenig Beratungserfahrung eingesetzt.

> Bedarf nach sofortigen und einschneidenden Verhaltensveränderungen der 
gesamten Gesellschaft; hoher Kommunikationsaufwand, starke Präsenz von 
Experten in der Öffentlichkeit im Gegensatz zur Finanzkrise.

> Paradox: Obwohl die Pandemie viel weniger technokratisch bewältigt wurde, 
erweckte die Dominanz wissenschaftlicher Stimmen in den Medien bei vielen 
Menschen den Eindruck einer Technokratie.  

> Durch die lange Akut-Phase wachsen die Wertekonflikte in der Gesellschaft und 
schlagen auf die Wissenschaft über.
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Wissenschaftliche Politikberatung in der 
Coronakrise



Die Schweiz zwischen direktdemokratischer Protestkultur 
und politischem Aktivismus aus der Wissenschaft
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Konklusionen



Schlussfazit I

In der gegenwärtigen Dichte an Krisen (Klima, 
Corona, Ukraine, Banken, Cybersecurity usw.) ist 

eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und Politik zwingend. 



Schlussfazit II

Die Schweiz muss diese Zusammenarbeit aufgrund der 
jüngsten Krisenerfahrungen reformieren, wobei es von 

zentraler Bedeutung ist, die politischen 
Rahmenbedingungen des Landes (halb-direkte 

Demokratie, starker Föderalismus, Mitsprache von 
Verbänden usw.) zu berücksichtigen.



Schlussfazit III

Um die Wissenschaft demokratieverträglicher zu 
machen, ist es wichtig, dass sie keinen 

Handlungszwang auf die Politik ausübt, sondern ihr 
mehrere Handlungsoptionen mit ihren jeweiligen 

Chancen und Risiken aufzeigt.

Um die Politik wissenschaftstauglicher zu machen, ist 
es wichtig, dass Regierungen besser begründen, 
warum sie sich für welche Handlungsoptionen 

entscheiden und nicht für andere.
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Vielen Dank!
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